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1 Einleitung 

Der deutsche Handel ist von mittelständischen Unternehmen geprägt. Um konkurrie-

renden Systemen wettbewerbsfähig gegenüberzutreten, kooperieren viele Mittelständ-

ler in Verbundgruppen. In Deutschland existieren hiervon mehr als 600.1 Die Marktan-

teile dieser Form des kooperierenden Handels betragen je nach Branche zwischen 30 

und 60 Prozent.2 Verbundgruppen verfolgen den Zweck der Verbesserung der Leis-

tungsfähigkeit der teilnehmenden Betriebe.3 Nach dem AUSSCHUSS FÜR DEFINITIONEN 

ZU HANDEL UND DISTRIBUTION ist die Verbundgruppe ein „Sammelbegriff für Zusam-

menschlüsse rechtlich selbständiger Unternehmen zum Zwecke der zwischenbetriebli-

chen Kooperation. Die Zusammenarbeit kann in der Beschaffung, im Absatz, im Inves-

titions- und Finanzbereich und in der Verwaltung erfolgen. Trägerbetriebe sind Ver-

bundgruppenzentralen, meist in der Rechtsform der Genossenschaft, der GmbH oder 

der AG“.4 Aus dieser Definition gehen bereits zwei Gruppen von Akteuren hervor, deren 

wechselseitige Beziehungen in diesem Arbeitspapier näher betrachtet werden sollen. 

Einerseits die Trägerbetriebe in Form der Verbundgruppenzentralen5 und andererseits 

die  rechtlich selbständigen Unternehmen in Form der Verbundgruppenmitglieder6.  

Systembedingt existieren  Konfliktpotenziale zwischen Verbundgruppenzentrale und 

Mitgliedern.7 Die genannten Akteure nehmen unterschiedliche Rollen ein. Auftragge-

ber- und Auftragnehmerbeziehungen stehen in doppelseitigen, sich überlagernden 

Verhältnissen und bedingen beispielsweise unterschiedliche Weisungsbefugnisse. In 

diesem Arbeitspapier soll der Frage nachgegangen werden, wie die unterschiedlichen 

Rollen der Akteure der Verbundgruppen zustande kommen, in welche Agency Proble-

me diese münden und wie diese gelöst werden können. In der Analyse wird schwer-

punktmäßig die Sicht der Zentralen eingenommen. Diese Sichtweise findet bei früheren 

Prinzipal-Agenten-Analysen von Verbundgruppen nur wenig Beachtung.8 Auf Grund 

der voranschreitenden Entwicklung der Verbundgruppen erlangt diese Betrachtungs-

perspektive jedoch eine zunehmende Relevanz, da der Zentrale von den Mitgliedern 

tendenziell immer mehr Weisungsbefugnisse übertragen werden. Trotzdem bleibt bei 

zentralseitigen Lösungsansätzen die Perspektive der Mitglieder von großer Bedeutung, 

da auf Grund der sich überlagernden Delegationsbeziehungen zwischen Verbundgrup-

penzentrale und Mitglied beide Seiten der Kooperation Berücksichtigung finden müs-

                                                  
1  Vgl. IBB/HIMA (2003), S. 71. 
2  Vgl. BARRENSTEIN/KILGER (2003), S. 11. Ausgenommen Textil und Elektronikbranche mit 10 

bzw. 20 Prozent Marktanteil. Zur Bedeutung vgl. auch OLESCH/EWIG (2003), S. 19. 
3  Vgl. VELTMANN (2003), S. 632. 
4  Vgl. AUSSCHUSS FÜR DEFINITIONEN ZU HANDEL UND DISTRIBUTION (2006), S. 72 f. 
5  Die Begriffe Verbundgruppenzentrale und Zentrale werden synonym verwendet. 
6  Verbundgruppenmitglieder und Mitglieder werden in dieser Arbeit als synonyme Begriffe 

verwendet. Andere Autoren nutzen in diesem Zusammenhang auch den Begriff Anschluss-
haus. 

7  Vgl. OLESCH/EWIG (2003), S. 49 ff. 
8   Vgl. für diese Feststellung AHLERT/AHLERT (2007), S. 463 oder beispielhaft MATTMÜLLER 

(1997), S. 391 f., der in seiner Prinzipal-Agenten Untersuchung ausschließlich die Zentrale 
als Agent der Mitgliedsunternehmen betrachtet. 
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sen. Möchte die Zentrale Entscheidungen treffen, hat sie die Sicht der Mitglieder zu re-

flektieren.  

Neben diesen beiden Gruppen von Akteuren, die sich in bestehenden Verbundgruppen 

finden lassen, ist noch eine dritte Gruppe zu betrachten. Es handelt sich um die Gruppe 

der potentiellen Verbundgruppenmitglieder. Daher sollen in diesem Arbeitspapier nicht 

nur ex post sondern auch ex ante Vertragsprobleme berücksichtigt werden. 

Vor diesem Hintergrund ist es das Ziel dieses Arbeitspapieres, die Beziehungen der 

wesentlichen Verbundgruppenakteure unter Verwendung  der Prinzipal-Agenten-

Theorie zu untersuchen. Die Forschungsfragen, die hierbei zu lösen sind, lauten wie 

folgt: 

• Wer ist in bestehenden Verbundgruppen Prinzipal und wer ist Agent? 

• Wie verändert die fortlaufende Entwicklung von Verbundgruppen die Rollen der 

Akteure in bestehenden Verbundgruppen? Welche Rolle nehmen potentielle 

Mitglieder von Verbundgruppen ein? 

• Welche Informationsasymmetrien liegen vor?  

• Welche Organisationsprobleme resultieren aus den identifizierten Prinzipal-

Agenten-Beziehungen? 

• Wie lassen sich identifizierte Organisationsprobleme aus Sicht der Verbund-

gruppenzentralen auf Basis der Prinzipal-Agenten-Theorie lösen? 

Zur Beantwortung der Forschungsfragen werden in diesem Arbeitspapier zunächst ein-

führende Grundlagen zur Prinzipal-Agenten-Theorie gelegt, um die spätere Analyse 

der Organisationsprobleme in Verbundgruppen vorzubereiten. Im Kapitel 2.2 werden 

die Akteure von Verbundgruppen vorgestellt und deren Rollen vor dem Hintergrund der 

Evolution der Verbundgruppen analysiert. Vor der Analyse der Organisationsprobleme 

wird im Kapitel 2.3 kurz die hohe Bedeutung doppelseitiger Delegationen in bestehen-

den Verbundgruppen herausgearbeitet. Das dritte Kapitel betrachtet Organisations-

probleme und Lösungsansätze insbesondere aus Sicht der Verbundgruppenzentralen. 

Wesentliche Organisationsprobleme sind der Moral hazard, der Hold up sowie die ad-

verse Selektion. Diesen Problemen werden jeweils Lösungsansätze aus der Theorie 

zugeordnet und der Bezug zur Praxis in Verbundgruppen hergestellt. Im abschließen-

den Kapitel werden Ergebnisse zusammengefasst und ein Ausblick für einen weiteren 

Forschungsbedarf gegeben.  
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2 Die Prinzipal-Agenten-Theorie 

2.1 Einführende Grundlagen  

Die Prinzipal-Agenten-Theorie9 untersucht besondere Arten von Leistungsbeziehun-

gen, die in Auftraggeber-Auftragnehmer-Beziehungen bestehen. Beziehungen zwi-

schen Auftraggeber und Auftragnehmer, in denen der Auftragnehmer für die Übernah-

me einer Aufgabe vergütet wird, können mittels dieser Theorie untersucht werden.10  

Dabei sind die Begriffe des Auftraggebers und Auftragnehmers weit zu fassen. Hierbei 

handelt es sich um die Akteure, dessen Leistungsbeziehungen mittels der Prinzipal-

Agenten-Theorie untersucht werden können. PRATT/ZECKHAUSER definieren wie folgt: 

„Whenever one individual depends on the action of another, an agency relationship ari-

ses. The individual taking the action is called the agent. The affected party is the princi-

pal“.11 Prinzipal-Agenten-Beziehungen existieren in allen Organisationen und in allen 

Situationen in denen kooperierende Akteure gemeinsame Leistungen erbringen.12 Ge-

mäß den Annahmen der Prinzipal-Agenten-Theorie ist der Auftragnehmer (Agent) ge-

genüber dem Auftraggeber (Prinzipal) derjenige, der besser informiert ist.13  Aus dieser 

Informationsasymmetrie können Koordinations- und Motivationsprobleme entstehen.  

Koordinations- und Motivationsprobleme würden in einer Welt, in der Informationen 

kostenlos wären, nicht existieren. Alle Akteure würden vollständig informiert. Asymmet-

rische Verteilungen von Informationen wären somit nicht vorhanden. Unter solchen Be-

dingungen würden stets effiziente Organisationsstrukturen herrschen. Arbeitsteilung 

und Kooperation würden stets optimal ausgestaltet sein, da Tausch und Abstimmung 

reibungslos ablaufen würden. Die unter diesen Bedingungen ausgestalteten wohl-

standsmaximierenden Strukturen werden als First-best-Lösung bezeichnet.14   

Der Prinzipal-Agenten-Theorie liegen jedoch mehrere Annahmen zu Grunde,15 die ein 

Erreichen der First-best-Lösung verhindern. Eine Welt vollkommener Information exis-

tiert nicht. Es liegen Informationsasymmetrien in der Art vor, dass der Agent über In-

formationsvorteile verfügt. Er kann die eigenen Fähigkeiten, Erkenntnisse, Absichten 

und Motive in der Regel besser beurteilen als der Prinzipal.16 Durch vorliegende asym-

metrische Informationen entstehen Handlungsspielräume für die Agenten, die – genau 

                                                  
9  Für einen allgemeinen Überblick vgl. bspw. JOST (2001), S. 12 ff., PICOT et al. (2005), S. 72 

ff., GÖBEL (2002), S. 98 ff. Vgl. grundlegend für die Prinzipal-Agenten-Theorie ROSS (1973), 
JENSEN/MECKLING (1972), PRATT/ZECKHAUSER (1991) sowie ARROW (1991). 

10  Vgl. PICOT et al. (2005), S. 72 ff., MAHR (2005), S.67 und KLOYER (2004), S. 335. 
11  Vgl. PRATT/ZECKHAUSER (1991), S. 2. 
12  Vgl. JENSEN/MECKLING (1972), S. 309. JENSEN/MECKLING legen hier einen allgemeinen Ko-

operationsbegriff zu Grunde, der jegliche ökonomische Akteure und ihre gegenseitigen 
Leistungsbeziehungen umfasst. Vgl. hierzu auch PICOT et al. (2005), S. 72. Demgegenüber 
lassen sich einige Kooperationen als Unternehmenskooperationen konkretisieren. Zur Defi-
nition von Unternehmenskooperationen vgl. THEURL (2010), S. 314.   

13  Vgl. GÖBEL (2002), S. 98 ff. und PICOT et al. (2005), S. 72 ff. 
14  Vgl. PICOT et al. (2005), S. 72. 
15  Vgl. PICOT et al. (2005), S. 74. 
16  Vgl. GRUND (1998), S. 95 und GÖBEL (2002), S. 100. 
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Ziel der Prinzipal-Agenten-Theorie ist die Minimierung der Agency-Kosten durch die 

Suche von vertraglichen bzw. institutionellen Ausgestaltungen, welche zum Erreichen 

der Second-best-Lösung führen. Die Second-best-Lösung weicht dabei möglichst we-

nig von der First-best-Lösung ab.21 

2.2 Prinzipale und Agenten in Verbundgruppen 

In Verbundgruppen herrscht eine doppelseitige Delegationsbeziehung zwischen Zent-

rale und Mitglied. In solchen Strukturen kann ein Akteur einerseits die Rolle des Prinzi-

pals und andererseits die Rolle des Agenten besitzen.22 Zur Untersuchung von Ver-

bundgruppen gemäß der Prinzipal-Agenten-Theorie, ist die Delegationsbeziehung der 

Akteure zunächst näher zu untersuchen. Wer ist im kooperativen Unternehmensnetz-

werk Agent, wer ist Prinzipal?23  

Mitgliederperspektive 

Nach dem in Verbundgruppen herrschenden Selbstverständnis der Mitglieder, welches 

auf die verbundgruppenspezifische Governance und die Kooperationsentstehung zu-

rückzuführen ist, wird die Verbundgruppenzentrale als Netzführer nicht als die allein 

bestimmende Instanz wahrgenommen. Es bestehen meist Mitbestimmungs- und Mit-

entscheidungsrechte auf Seiten der Mitglieder, die je nach Ausgestaltung der Gover-

nance der Verbundgruppe unterschiedlich ausgeprägt sind. Daher ist aus Sicht der 

Mitglieder die Zentrale primär der Agent und die Gesamtheit der Mitgliedsbetriebe der 

Prinzipal der Verbundgruppe. Somit obliegt die primäre Gestaltungshoheit den Mit-

gliedsbetrieben.24 Die Mitglieder verfügen über die Möglichkeit diese Gestaltungshoheit 

an die Zentralen zu delegieren. MARKMANN unterscheidet hier die Phasen der Willens-

bildung und der Willensdurchsetzung. Die Phase der Willensbildung beinhaltet die insti-

tutionelle Ausgestaltung der Kooperation. Die Mitglieder, die in dieser Situation ein Ent-

scheidungskollektiv bilden, können hierbei über Kompetenzen verfügen, die ausreichen 

können, um die zentrale Instanz zu wählen und zu kontrollieren.25 Das Mitglied sieht 

sich hier in der Rolle des Prinzipals, weshalb diese Sichtweise als Mitgliederperspekti-

ve bezeichnet werden soll.26 

Geht man davon aus, dass die Mitglieder (in ihrer Rolle als Prinzipal) die Verbundgrup-

penzentrale (als ihren Agenten) beauftragen in ihrem Sinne zu handeln, liegt der Infor-

mationsvorsprung auf Seiten der Zentrale und der Manager der Verbundgruppenzent-

rale (vgl. Abb. 2). 

                                                  
21  Vgl. STÜLLENBERG (2005), S. 58 f. und PICOT et al. (2005), S. 74. 
22  Vgl. MEYER (2004), S. 62.  
23  Vgl. BRICKLEY/DARK/WEISBACH (1991), KUNKEL (1994), S. 135 ff. und  

PICOT/WOLFF (1995), S. 231 ff. 
24  Vgl. AHLERT (2001), S. 29. 
25  Vgl. MARKMANN (2002), S. 53 f. 
26  Vgl. hierzu Kapitel 2.2 des vorliegenden Papiers. 
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Die letzte Entwicklungsstufe ist die der Informationsverbünde. Diese zeichnen sich 

durch die zunehmende Vernetzung von Mitgliedsunternehmen, Zentralen und Lieferan-

ten aus und werden im Zuge von neuen Informations- und Kommunikationstechnolo-

gien immer bedeutsamer.32 Bis heute erweitert sich das Dienstleistungsportfolio und 

entwickelt sich fortwährend.33 Es ist zu berücksichtigen, dass nicht jede Verbundgruppe 

jede der typischen Entwicklungsphasen der Verbundgruppen durchläuft. Daher existie-

ren Verbundgruppen, die sich dauerhaft auf bestimmte Leistungsbereiche beschränken 

bzw. bestimmte Leistungsbereiche nicht erschließen.  

Im Zuge der Leistungserstellung für die Mitglieder sind die Zentralen gut über vor- und 

nachgelagerte Wertschöpfungsstufen informiert. Diese Informationen nutzen die Zent-

ralen (Agenten), um Wertschöpfungsstufen vertikal zu integrieren. Dieser Trend ließ 

sich in den letzten Jahren vermehrt beobachten.34 Die Integration nachgelagerter Stu-

fen kann durch Gründung verbundgruppeneigener Regiebetriebe stattfinden. Regiebe-

triebe fordern in besonderem Maße Managementressourcen von Zentralmanagern. 

Dies sind Ressourcen, die das Zentralmanagement nicht mehr für die Verfolgung der 

Interessen der einzelnen Mitgliedsbetriebe einsetzen kann. Daher kann dies dem De-

legationsauftrag durch die Mitglieder wiedersprechen. Bezüglich des unbekannten An-

strengungsniveaus des Zentralmanagements besteht theoretisch die Gefahr, dass die 

Zentralmanager ihr Anstrengungsniveau minimieren und nur unzureichend für die Inte-

ressen der Mitglieder eintreten.35 Die Verbundgruppenmitglieder (Prinzipale) haben 

keine ausreichenden Möglichkeiten, das Anstrengungsniveau der Agenten zu beobach-

ten. In Verbundgruppen besteht damit eine Intransparenz bezüglich des Einsatzes des 

Zentralmanagements im Sinne der Mitglieder.36  

Ein weiterer Grund warum die Gründung von Regiebetrieben von den Verbundgrup-

penmitgliedern nicht dem Delegationsauftrag entsprechen kann ist, dass die Regiebe-

triebe potentiell in Konkurrenz zu Mitgliedsunternehmen treten.37 Aus diesem Grund 

wird die Zentralisierung der Kooperation von den Mitgliedern als opportunistisches 

Zentralverhalten wahrgenommen. Diese Zentralisierung und damit Straffung der Ko-

operation kann beispielsweise über die Gründung eigener Franchising-Systeme der 

Zentrale ablaufen.38 Verbundgruppenzentralen nähern sich darüber hinaus vorgelager-

ten Wertschöpfungsstufen an. Es kommt zu einer engeren Vernetzung zwischen Her-

stellern und Lieferanten.39 Diese Vernetzung kann für die Verbundgruppe von Vorteil 

sein, jedoch steigt der Kompetenzbereich der Zentrale und der Zentralmanager hier-

durch weiter an. Macht- und Prestigemotive der Zentralmanager sind aus Sicht der Mit-

                                                  
32  Vgl. EBERTZ (2006), S. 155 f.  
33  Vgl. EBERTZ (2006), S. 154.  
34  Vgl. LACHNER/TRÄGER (1997), S. 34. 
35  Vgl. PICOT et al. (2005), S. 79. Zur Interessenangleichung sollten gewinnabhängige Mana-

gerbezüge für eine Ergebnisbeteiligung sorgen (vgl. EISENHARDT (1988), S. 488 ff.). 
36  Vgl. PICOT et al. (2005), S. 79 und EISENHARDT (1988), S. 488 ff. 
37  Vgl. MATTMÜLLER (1997), S. 392. 
38  Vgl. EBERTZ (2006), S. 157. 
39  Vgl. EBERTZ (2006), S. 157. 
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glieder ein nicht zu vernachlässigendes Problem.40 Das zentrale Management könnte 

bedrohlich auf die Mitglieder wirken, da sich die Abhängigkeit der Mitglieder von der 

Zentrale erhöht. Hierdurch könnte es zur Polarisierung der Interessendivergenzen 

kommen  und Mitglieder könnten aus diesem Konflikt heraus eine weitere Verselbstän-

digung der Zentrale vermuten.  

Exemplarisch sei die Selektionspolitik der Verbundgruppenzentralen angeführt. Diese 

kann sich so weit verselbständigen, dass Ausschlüsse von umsatzschwachen oder an 

unattraktiven bzw. distributions-logistisch problematischen Standorten gelegenen Mit-

gliedern durchgeführt werden. Obwohl ein Mitgliederausschluss für die gesamte (restli-

che) Kooperation sinnvoll sein kann, wird eine wesentliche Änderung in den Beziehun-

gen zwischen Verbundgruppenmitglied (Prinzipal) und Verbundgruppenzentrale 

(Agent) deutlich.41 Der Wiederspruch zum ursprünglichen Delegationsauftrag besteht 

hier für das exkludierte Mitglied. Selbst wenn dieser Ausschluss im Bereich der über-

tragenen Aufgaben und Rechte der Zentrale liegt, besteht theoretisch die Gefahr, dass 

die Zentrale fälschliche Mitgliederausschlüsse tätigt und damit verborgene Absichten 

verfolgen könnte.  

Diese vorliegenden Informationsasymmetrien können gemäß der Prinzipal-Agenten-

Theorie zu opportunistischem Verhalten der Agenten führen. Dieses opportunistische 

Verhalten wird vom Prinzipal erwartet.42 Die Verbundgruppenmitglieder gehen dem-

nach davon aus, dass die Gefahr besteht, von der Zentrale ausgenutzt zu werden. Die-

se Befürchtung führt auf Seiten der Mitglieder zu Unsicherheit über die Einstellungen 

und das Verhalten der Manager der Verbundgruppenzentrale.  

Das vom Prinzipal-Agenten-Ansatz theoretisch herleitbare opportunistische Verhalten 

des Agenten ist bei Verbundgruppen empirisch nicht abzulehnen. Es ist tatsächlich 

festzustellen, dass über die Entwicklung der Verbundgruppen vom Einkaufsverbund hin 

zum Informationsverbund in einigen Fällen eine Verselbständigung der Zentralen statt-

findet.43 Während zunächst die Erbringung von Dienstleistungen für die Mitglieder im 

Vordergrund stand, kommt es zu einer Verselbständigung der Zentralen dadurch, dass 

sich das Aufgabenspektrum, die inhaltliche Kompetenz sowie reales Management-

Know-How mit fortwährender Evolution der Verbundgruppe ändert und daraus auch der 

Kompetenzanspruch im Verhältnis zu den meist kleinbetrieblichen Mitgliedsbetrieben.44 

Zentralperspektive 

Agency-Beziehungen aus Mitgliederperspektive werden insbesondere über die Wil-

lensbildung in der Phase der institutionellen Ausgestaltung erklärt. Demgegenüber ist 

aus Sicht und dem Selbstverständnis der Zentrale die Willensdurchsetzung von ent-

                                                  
40  Vgl. MATTMÜLLER (1997), S. 394. 
41  Vgl. MATTMÜLLER (1997), S. 392. 
42  Vgl. GÖBEL (2002), S. 100 und MATTMÜLLER (1997), S. 391. 
43  Vgl. TIETZ (1992), S. 342 f. 
44  Vgl. EBERTZ (2006), S. 156 f. und MATTMÜLLER (1997), S. 392. 



 

9 

scheidender Relevanz.45 In Verbundgruppen muss die Zentrale von den Mitgliedern 

gewisse Weisungsbefugnisse zugestanden bekommen, um Befugnisse zur Steuerung 

des Netzwerks zu erlangen. Die Zentrale wird von den Mitgliedern gewählt und mit 

Rechten der Regeldurchsetzung ausgestattet. Es findet damit ein Rollenzuwachs für 

die Zentrale statt. Neben dem ursprüngliche Verhältnis zwischen Zentrale (Agent) und 

Mitgliedern (Prinzipale) wird die Zentrale durch zusätzliche Befugnisse selbst zum 

Prinzipal mit ihren Mitgliedern als Agenten. Dieser Prozess des Rollenzuwachses kann 

als Zentralisierung verstanden werden. Unter Zentralisierung wird eine Verschiebung 

von Entscheidungsbefugnissen der Mitglieder auf die organisatorische Einheit der Ver-

bundgruppe verstanden.46 Nach dieser Argumentation sieht sich die Zentrale als Prin-

zipal der Kooperation, daher wird diese im Folgenden Zentralperspektive genannt. Um 

gegenüber Filialsystemen des Handels wettbewerbsenzfähig zu bleiben, ist eine Straf-

fung der Verbundgruppen ein Weg, um in den hybriden Verbundstrukturen typische 

Vorteile von hierarchischen Strukturen nutzen zu können. Durch weiter gehende Wei-

sungs- und Kontrollrechte, die der Zentrale zugestanden werden, kann eine effiziente 

Arbeitsteilung ermöglicht werden. Durch die im Zuge der Straffung der Verbundgrup-

pen zunehmende Effizienz in internen Prozessen und die beibehaltene Effektivität 

durch das selbstständig bleibende Unternehmertum vor Ort, könnte die Konkurrenzfä-

higkeit bewahrt bleiben.47 Es besteht damit eine Entwicklung hin zu franchiseähnlichen 

Strukturen in Verbundgruppen.48 

In Abb. 3 wird der Zusammenhang von Mitglieder- und Zentralperspektive nochmals 

grafisch veranschaulicht. Die Mitglieder beauftragen einen zentralen Trägerbetrieb mit 

bestimmten Aufgaben und übertragen hierzu notwendige Kompetenzen. Die Zentrale 

verfügt gemäß der Prinzipal-Agenten-Theorie in dieser Beziehung über einen Informa-

tionsvorsprung. Im Zuge der Entwicklung des Leistungsangebotes der Zentralen und 

durch zunehmende Kompetenzübertragung an die Zentrale kommt es zu einem Rol-

lenzuwachs für den zentralen Träger, so dass dieser in der Lage ist, selbst als Prinzipal 

die Mitglieder als Agenten im Rahmen der neuen Entscheidungsbefugnisse zu beauf-

tragen. Anzumerken ist, dass es sich beim Rollenzuwachs von Prinzipal und Agent 

nicht um einen zeitlich abgeschlossenen Prozess handelt. Ist die Zentrale mit Kompe-

tenzen ausgestattet, wird diese neben der Rolle des Agenten vom Zeitpunkt der Kom-

petenzausstattung auch Prinzipal sein. Verbundgruppenmitglied und –zentrale können 

in verschiedenen Funktionen parallel Prinzipal und Agent bleiben.  

Der Informationsvorsprung hinsichtlich der im Rahmen des Rollenzuwachses hinzuge-

kommenen Delegationsbeziehung liegt auf Seiten der Mitglieder. Das Informationsdefi-

zit und die der ursprüngliche Delegationsbeziehung zwischen Mitglied und Zentrale 

bleibt parallel erhalten, so dass es zu sich überlagernden Delegationsbeziehungen 

kommt. Diese gehen mit sich überlagernden Informationsasymmetrien einher.  

                                                  
45 Vgl. MARKMANN (2002), S. 53. 
46 Vgl. DAUTZENBERG (1996), S. 19. 
47  Vgl. ZENTES/MORSCHETT (2003), S. 152.  
48  Vgl. MARKMANN (2002), S. 58 und ZENTES/MORSCHETT (2003), S. 152. 
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Geht man also aus Zentralperspektive davon aus, dass die Zentrale (in ihrer Rolle als 

Prinzipal) die Verbundgruppenmitglieder (als ihren Agenten) beauftragen in ihrem Sin-

ne zu handeln, liegt der Informationsvorsprung auf Seiten der Mitglieder der Verbund-

gruppe (vgl. Abb. 4).  

Informationsvorsprünge können auf Seiten des  Mitglieds in vielerlei Hinsicht bestehen, 

wie Experteninterviews mit Zentralmanagern von Verbundgruppen ergeben haben.50 

Das Mitglied verfügt über bessere Informationen hinsichtlich seiner wirtschaftlichen La-

ge und des mitgliederrelevanten Marktes. Diese umfassen beispielsweise Informatio-

nen zur Bonität, Liquidität, Rentabilität, Außen- bzw. Innenumsätzen, Zentralregulie-

rungs-/fakturierungsumsätze, Zahlungsverhalten, (Zahlungs-) Ausfallwahrscheinlich-

keit, Finanzplanung, Kostenstrukturdaten und sonstigen Bilanzdaten. Darüber hinaus 

kann das Mitglied die eigene Loyalität bzw. Bindung gegenüber der Verbundgruppe 

besser einschätzen als die Zentrale. Auskunft über die Loyalität und Mitgliederbindung 

können der Bezugsbindungsgrad bzw. die Warenbezugsquote über die Verbundgrup-

penkooperation, die Nutzung von Dach-/Exklusiv- oder Eigenmarken der Verbundgrup-

pe, Art und Ausmaß der Nutzung von zentralen Dienstleistungen und die Zufriedenheit 

mit den von der Zentrale zur Verfügung gestellten Leistungen, sowie der Zufriedenheit 

mit den Lieferanten geben. Ferner hat das Mitgliedsunternehmen eine bessere Infor-

mationen über eigene Dynamik und Effizienz, wie das eigene Wachstum, eigene Inno-

vationen und Reaktionen auf Marktveränderungen, den technologischen Standard so-

wie die Arbeitsproduktivität. Darüber hinaus kann das Mitglied bessere Informationen 

bezüglich seiner lokalen Marktpräsenz und seinem Standort erheben. Diese umfassen 

die Bekanntheit des Unternehmens vor Ort, der lokale Marktanteil bzw. die Markt-

durchdringung, die Servicestärke, Standortkennziffern (z.B. Kaufkraft), Informationen 

zum Ladenlokal (z.B. Größe, Lage, Mietverträge) und zur Wettbewerbssituation. Au-

ßerdem liegt ein Informationsvorteil hinsichtlich der Daten zum Mitgliedsunternehmen 

vor, der über die Stammdaten (z.B. Adressdaten der Handelsgeschäfte, Inhaber, etc.) 

hinausgeht. Zu diesen gehören Informationen zum Alter des Unternehmens, zum Alter 

des Inhabers bzw. Mitgliedsunternehmers und seinen persönlichen Eigentumsverhält-

nissen, zur Ausbildung des Inhabers und der damit verbundenen Managementqualität, 

zur Anzahl der Mitarbeiter, zu den Familienverhältnissen des Inhabers, zur Nachfolge-

regelung, zum Ausbildungsstand der Fach- und Führungskräfte sowie zur Existenz von 

Qualifizierungsangeboten. Besser informiert ist das Mitglied vermutlich auch über Wa-

reninformationen, zu denen Informationen zum Sortiment, Wareneinkaufsdaten bzw.  

Bestellverhalten, Wareneinsatz, artikelgenaue Abverkaufsdaten und Warenpräsentati-

                                                  
50   Die Expertengespräche wurden als Interviews im Rahmen der Studie „Monitoring im Handel 

– Status quo und Handlungsbedarf“ geführt (vgl. JAHN (2010), S. 4). Für die Studie, die in 
Zusammenarbeit vom ZGV – Der Mittelstandsverbund, dem Institut für Genossenschaftswe-
sen, der BBE Handelsberatung und dem RKW Kompetenzzentrum entstanden ist, fanden 
13 offene-Leitfadengestütze Interviews statt, die jeweils bis zu einer Stunde gedauert ha-
ben. Bei den Gesprächspartnern handelte es sich um sechs ausgewählte Experten und sie-
ben Manager von Verbundgruppenzentralen. Die ausgewählten Experten setzten sich aus 
einem Vertreter des ZGV, einer zentralregulierenden Bank und vier weiteren Dienstleistern 
von Verbundgruppen zusammen.  
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on zählen. Ferner ist das Mitglied besser über das eigene Marketing-, Betriebstypen- 

und Planungskonzept, die eigene Preispolitik, die Teilnahme an einem Betriebsver-

gleich sowie der Existenz einer Internetvermarktung informiert.51  

Obwohl das Mitgliedsunternehmen über bessere Information hinsichtlich der eigenen 

Lage verfügt bedeutet dies nicht, dass jedes Mitglied jede der Informationen systema-

tisch erhebt und jederzeit abrufen kann. Dies könnte auch damit zusammenhängen, 

dass die Information für das Mitglied weniger wichtig ist als für die Verbundgruppen-

zentrale oder dass das Mitglied die Relevanz der Information für das eigene Geschäft 

falsch einschätzt. Dennoch verfügt das Mitglied als Agent hier über eine bessere Aus-

gangslage, um die Informationen erheben zu können. Im Zuge der Ausweitung des ko-

operativen Leistungsangebotes der Zentralen ist es von entscheidender Bedeutung, 

dass der Zentrale gewisse Informationen zur Verfügung gestellt werden, auf die in der 

Vergangenheit nur die Mitglieder Zugriff hatten.52 Die Bereitschaft Informationen mit der 

Zentrale zu teilen hängt stark von der jeweiligen Information ab. Es ist zu hinterfragen, 

wann die Generierung bzw. Weiterleitung von Informationen im Gruppeninteresse und 

damit indirekt wiederum im Interesse der einzelnen Mitglieder ist. Demgegenüber ist zu 

klären,  welche Informationen individuelle Zentralinteressen abdecken. Die Bedeutung 

von Informationen im Hinblick auf Gruppeninteressen sind aus Sicht der Zentrale den 

Mitgliedern zu vermitteln, um die Bereitschaft zum Informationsaustausch zu erhöhen.   

Perspektive der potentiellen Mitglieder 

Neben diesen Akteuren, die sich direkt aus der Definition der Verbundgruppe ableiten 

lassen, sollen in dieser Arbeit zusätzlich potentielle Mitglieder berücksichtigt werden, 

die entweder keiner Verbundgruppe oder anderen, konkurrierenden Verbundgruppen 

angehören. Da es Verbundgruppenmitgliedern prinzipiell möglich ist, die Verbundgrup-

penzentrale als Trägerbetrieb zu wechseln, sind auch diese Unternehmen als potentiel-

le Mitglieder in der Untersuchung zu betrachten. Vor diesem Hintergrund ergeben sich 

spezielle Prinzipal-Agenten Organisationsprobleme im Umgang mit potentiellen Mit-

gliedern. Hier handelt es sich um das Informationsproblem der adversen Selektion.53  

2.3 Bedeutung doppelseitiger Delegationsbeziehungen 

Es ist festzuhalten, dass in Verbundgruppen sich überlagernde Delegationsbeziehun-

gen begründet werden, die im Interesse aller beteiligten Akteure sind. Die Mitglieder 

delegieren Aufgaben an die Zentrale zur Generierung von Verbundvorteilen. Im Rah-

men der Entwicklung der Verbundgruppen, von Einkaufsverbänden hin zu Informati-

onsverbünden mit einer immer größeren Leistungstiefe, können Verbundvorteile zum 

Teil nur durch Übertragung von Kompetenzen an die Zentralen erreicht werden. Ein 

gewisser Grad an Zentralisierung scheint notwendig, um in Verbundgruppen mit hoher 
                                                  
51  Vgl. für Informationsvorteile der Mitglieder Expertengespräche mit Zentralmanagern und 

weiteren ausgewählten Experten. 
52  Vgl. Expertengespräche. 
53  Vgl. hierzu Kapitel 3.1 der vorliegenden Arbeit.  
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Leistungstiefe Verbundvorteile realisieren zu können. Eine Zentralisierung gewisser 

Entscheidungsbereiche kann also im Interesse aller Mitglieder sein, da das einzelne 

Mitglied durch die Stärkung des gesamten Verbundes profitieren kann.  

Der Zentrale werden hierfür dementsprechend Weisungskompetenzen eingeräumt, so 

dass die zentrale Instanz wiederum in die Lage versetzt wird, innerhalb des ihr zuge-

standenen Kompetenzbereiches Aufträge an die Mitglieder zu delegieren. Nur durch 

eine gelungene Ausgestaltung der Governance, welche die Delegationsbeziehungen 

regelt, ist es den Verbundgruppen möglich, komplexe Verbundvorteile, die in Gruppen 

mit hoher Leistungstiefe ein zentrales Kooperationsmotiv sind, zu generieren. Vor die-

sem Hintergrund ist die Ausgestaltung der Governance im Interesse der Verbundgrup-

pe von besonderer Bedeutung. 

Ist die Governance in Verbundgruppen nicht ausgereift und enthält Lücken, sind Zent-

rale oder einzelne Mitglieder möglicherweise dazu verleitet sich Vorteile zu Lasten des 

Verbundes zu verschaffen. Zur Vermeidung solcher Organisationsprobleme soll die in-

stitutionelle Ausgestaltung der Verbundgruppen im Weiteren vor dem Hintergrund der 

Prinzipal-Agenten-Theorie untersucht werden. Die Prinzipal-Agenten-Theorie bietet 

Lösungsansätze, die von Verbundgruppen eingesetzt werden können, um die instituti-

onelle Ausgestaltung zu verbessern. Eine solche Verbesserung dient den Interessen 

der Verbundgruppenmitglieder und der Zentrale.  

Wegen der zunehmenden Relevanz der Zentralperspektive, in der das zentrale Koope-

rationsmanagement als Prinzipal auftritt, sollen die Organisationsprobleme und Lö-

sungsansätze gemäß Prinzipal-Agenten-Theorie im Folgenden aus dieser Perspektive 

analysiert werden. 

3 Organisationsprobleme und Lösungsansätze aus Zentralsicht 

3.1 Adverse Selection 

Verbundgruppen stehen im Wettbewerb um leistungsstarke Unternehmen, die die Ver-

bundgruppe stärken können. Bei der Neuaufnahme von potentiellen Mitgliedern ist es 

aus Sicht der Prinzipal-Agenten-Theorie zunächst nicht von Belang, ob es sich um eine 

erstmalige Verbundgruppenmitgliedschaft oder um einen Wechsel des Trägerbetriebes 

handelt. Möchte Unternehmen Mitglied einer bestehenden Verbundgruppe werden, ob-

liegt es der Zentrale in ihrer Handlung für die Gemeinschaft der Alt-Mitglieder, die Prü-

fung zur Aufnahme des potentiellen Mitglieds durchzuführen.54 Das neue Mitglied ist in 

diesem Fall der Agent, da es besser über die eigene Situation informiert ist. Die Zentra-

le handelt als Prinzipal, jedoch als Agent der „alten Mitgliedsunternehmen“ und kann 

über die Mitgliedschaft entscheiden. 

Das Informationsproblem besteht somit in den unbekannten Qualitätseigenschaften 

des potentiellen Mitglieds der Verbundgruppe. Dessen wirtschaftliche Lage kann bei-

                                                  
54  Vgl. DANNEMEIER/LINDEBNER (2001), S. 171 ff.  
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spielsweise eine unbekannte Qualitätseigenschaft darstellen, die sich in der Bonität 

oder anderen finanz- oder erfolgswirtschaftlichen Kennzahlen des potentiellen Mit-

glieds wiederspiegelt.  Die Ursache des Problems besteht in der Verbergbarkeit dieser 

Eigenschaften (‚hidden characteristics‘)55. Diese Problemursache schafft einen Verhal-

tensspielraum für das potentielle Mitglied vor Aufnahme in die Verbundgruppe (vor Ver-

tragsabschluss). Um in die Verbundgruppe aufgenommen zu werden, könnte ein Un-

ternehmen dementsprechend opportunistisch handeln und seine eigentliche wirtschaft-

liche Situation und andere unternehmensbezogene Daten zum eigenen Vorteil verber-

gen bzw. verändern.  

Mit der Aufnahme in die Verbundgruppe geht häufig die Übernahme der Delkrederehaf-

tung seitens der Zentrale einher. Die Übernahme der Delkrederehaftung beinhaltet für 

die Zentrale die Übernahme der selbstschuldnerischen Bürgschaft für die Kaufpreisfor-

derungen der Lieferanten gegenüber den Mitgliedern.56 Die Dienstleistung der Del-

krederehaftung stellt einen großen Vorteil für die Mitglieder einer Verbundgruppe dar, 

da hiermit das Tagesgeschäft mit den Lieferanten erheblich vereinfacht wird. Lieferan-

ten müssen keine eigene Überprüfung der Zahlungsausfallwahrscheinlichkeit des Ab-

nehmers durchführen, da die Lieferanten die Zahlung sicher von der Verbundgruppen-

zentrale des abnehmenden Unternehmens bekommen. Nimmt die Zentrale ein neues 

Unternehmen auf, sollte die Zahlungsausfallwahrscheinlichkeit eine möglichst geringe 

sein. Die Leistung ist mit der von Versicherungen vergleichbar. Das Mitglied einer Ver-

bundgruppe versichert sich bei der Zentrale für einen Zahlungsausfall. Die Zentrale ist 

darauf bedacht, nur möglichst gute Risiken in die Delkrederehaftung aufzunehmen.57 

Das Organisationsproblem der adversen Selektion58 lässt sich vermindern, wenn das 

Informationsproblem vor Vertragsschluss abgebaut werden kann. Hierfür kann eine 

Beseitigung der Informationsasymmetrie stattfinden oder Interessen angeglichen wer-

den.59 Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, Sicherungsmaßnahmen durch den Auf-

bau von Vertrauen zu ergänzen.60 

Informationsasymmetrien können durch Signaling bzw. Screening sowie Self selection 

beseitigt werden. Mittels Signaling können sich potentielle Mitglieder mit guten Quali-

tätseigenschaften von anderen differenzieren und ihre positiven Eigenschaften aufzei-

gen. Potentielle Mitglieder können den über die Mitgliedschaft entscheidenden Ver-

bundgruppenzentralen beispielsweise ihre Umsatz- oder Renditeentwicklungen zur 

Verfügung stellen, den Ausbildungsstand der Fach- und Führungskräfte durch Zeug-

nisse oder Zertifikate belegen oder ihre Nachfolgeregelung offenlegen. Für die Glaub-

                                                  
55  Vgl. KLOYER (2004), S. 335, PICOT et al. (2005), S. 77 und GÖBEL (2002), S. 101. 
56  Vgl. ZENTES (2001), S. 5. 
57  Vgl. zum Versicherungsmarkt bspw. ROTHSCHILD/STIGLITZ (1976), S. 632.  
58  Vgl. WOLFF (1994), S. 64. 
59  Vgl. PICOT et al. (2005), S. 76 ff. 
60  Vgl. GÖBEL (2002), S. 119. 
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würdigkeit eines Signals ist es dabei notwendig, dass für Unternehmen mit schlechten 

Eigenschaften die Kosten der Signalproduktion höher sind als der Nutzen. Unterneh-

men mit schlechten Eigenschaften haben höhere Kosten, um Signale für positive Ei-

genschaften zu produzieren als Unternehmen guter Qualitätseigenschaften.61  

Mit Hilfe von Screening wird der Prinzipal tätig und versucht Kenntnis über die Quali-

tätseigenschaften der potentiellen Mitglieder, die für ihn von Bedeutung sind, zu erlan-

gen. Hiermit kann er die Gefahr eine falsche Auswahl zu treffen senken. Hierunter fällt 

im Verbundgruppenkontext insbesondere die Überprüfung der Bonität potentieller Mit-

glieder. Hiermit findet in der Praxis der Verbundgruppen häufig eine Einteilung potenti-

eller Mitglieder in problematische und unproblematische Fälle statt. Bei dieser einmali-

gen bzw. fallweisen Bonitätsprüfung vor der Aufnahme des Mitglieds in die Zentralregu-

lierung, sollen mögliche finanzielle Risiken vorab erkannt werden.62 Zentralregulierung 

bezeichnet das Abrechnungssystem des Zahlungsverkehrs zwischen Verbundgrup-

penmitgliedern des Groß- bzw. Einzelhandels und Lieferanten (meist Herstellern). Die 

Funktion der Zentralregulierung besteht in einer Dienstleistung gegenüber Mitgliedern 

und Lieferanten. Alle Forderungen von Lieferanten, die aus Kaufverträgen gegenüber 

den Mitgliedern bestehen werden zum Zeitpunkt der Fälligkeit in einer Summe von 

zentraler Stelle bearbeitet und beglichen.63 Eine weitere Möglichkeit des intensiven 

Screening stellt eine Probezeit für die Mitglieder dar, in der noch keine Delkrederehaf-

tung für das Mitglied übernommen wird. Erst am Ende der Probezeit wird über die 

Vollmitgliedschaft des potentiellen Mitglieds entschieden.64  

Eine weitere Möglichkeit der Beseitigung von Informationsasymmetrien ist die Self sel-

ection.65 Hierbei ordnen sich Agenten bestimmten Gruppen zu, denen vom Prinzipal 

differenzierte Kooperationsverträge angeboten werden. Durch die Zuordnung zu einer 

bestimmten Gruppe geben die Agenten Informationen über die eigenen Qualitätsei-

genschaften preis.66 Auch in Verbundgruppen können die Zentralen ihren Mitgliedern 

differenzierte Kooperationsverträge anbieten, die ihre Mitglieder in Gruppen einteilen 

(z.B. A-, B- oder C-Mitglieder). Diesen Mitgliedergruppen stehen zum Teil eine unter-

schiedliche Tiefe an Dienstleistungen, wie die Teilnahme an der Zentralregulierung, der 

Delkrederehaftung oder der Markennutzung, zur Verfügung. Nicht immer ist es den po-

tentiellen Mitgliedern möglich, sich willkürlich einer Gruppe zuzuordnen. Manche Ver-

bundgruppen haben bestimmte Kriterien, die über die Möglichkeit zum Eintritt in die 

Verbundgruppe oder eine Gruppe innerhalb der Verbundgruppe regeln. Für den Eintritt 

ist in solchen Fällen die Offenlegung bestimmter Informationen erforderlich, um die Er-

füllung der definierten Kriterien zu belegen, was vorliegende Informationsasymmetrien 

                                                  
61  Vgl. GÖBEL (2002), S. 111. 
62  Vgl. DANNEMEIER/LINDEBNER (2001), S. 171 ff. 
63  Vgl. ZENTES (2001), S. 5.   
64  Vgl. Expertengespräche. 
65  Vgl. PICOT et al. (2005), S. 85 ff.  
66  Als Beispiel wird oft der Markt für Krankenversicherungen angeführt. Versicherungswillige 

Patienten suchen sich einen passenden Tarif (z.B. mit entsprechender Selbstbeteiligung 
etc.) aus, der ihrem Risiko am besten entspricht. 
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Darüber hinaus können die konfligierenden Zielfunktionen der Verbundgruppenzentra-

len und der potentiellen Mitglieder angeglichen werden. Diese Interessenangleichung 

verringert den Handlungsspielraum für opportunistisches Verhalten.68 Potentielle Mit-

glieder erhalten durch explizite vertragliche Regelungen Anreize, sich im Sinne der 

Zentrale zu verhalten. Verstoßen Mitglieder später gegen diese Vereinbarungen müs-

sen sie gegebenenfalls mit Sanktionen rechnen. Als Beispiel sei auch hier die Marken-

führung in bestimmten Verbundgruppen genannt. Möchten Mitglieder den Namen füh-

ren müssen sie Bedingungen erfüllen. Verstoßen sie nachträglich gegen diese Bedin-

gungen müssen sie nach mehrmaliger Abmahnung einen Malus zahlen oder müssen 

im Extremfall den Markennamen der Verbundgruppe wieder abgeben. Das Ziel den 

Namen zu schützen und Qualität zu gewährleisten wird auf diese Weise für das Mit-

gliedsunternehmen internalisiert.69  

Neben der Formulierung anreizkompatibler Verträge, ist der Aufbau von Vertrauen in 

der Lage, eigennütziges Verhalten abzumildern. Vertrauen ist die freiwillige Erbringung 

einer riskanten Vorleistung unter Verzicht auf explizite Sicherungs- und Kontrollmaß-

nahmen in der Erwartung, dass der Vertrauensnehmer trotz fehlender Schutzmaßnah-

men auf opportunistisches Verhalten verzichtet.70 In der Literatur wird der Aufbau von 

Vertrauen als Lösungsansatz von Prinzipal-Agenten-Problemen nicht immer explizit 

ausgewiesen. Vertrauen wird von manchen Autoren stattdessen implizit unter der Inte-

ressenangleichung berücksichtigt.71 In Kooperationen  bleiben  die beteiligten Unter-

nehmen selbstständig und  verfolgen ihre eigenen Zielfunktionen.72 Es wird angenom-

men, dass trotz unterschiedlicher Interessen und Ziele gegenseitiges Vertrauen der 

Partner vorliegen kann. Der Aufbau von Vertrauen soll daher als eigenständiger Lö-

sungsansatz betrachtet werden. Die potentiellen Mitglieder können den Aufbau von 

Vertrauen fördern, indem sie Reputation signalisieren. Die Verbundgruppenzentrale 

kann auf Vertrauenswürdigkeit screenen. Ein solches Signal kann die Bereitschaft ei-

nes potentiellen Mitglieds sein, Informationen über das eigene Geschäft mit der Zentra-

le zu Teilen. Eine Probezeit des Mitglieds würde ebenfalls dazu dienen, Vertrauens-

würdigkeit zu screenen bzw. zu signalisieren (vgl. für einen Überblick Tab. 1). 

 

3.2 Moral hazard 

Der Moral hazard betrifft die Prinzipal-Agenten-Beziehung zwischen einem Unterneh-

men, das bereits  Mitglied der Verbundgruppe ist, und der Verbundgruppenzentrale. 

Das vorliegende Informationsproblem aus Sicht der Zentrale besteht darin, dass die 

Aktivitäten des Verbundgruppenmitglieds nicht beobachtbar bzw. nicht beurteilbar 

sind.73  

                                                  
68  Vgl. ELSCHEN (1988), S. 249. 
69  Vgl. Expertengespräche. 
70  Vgl. RIPPERGER (2003), S. 45.  
71  Vgl. z.B. PICOT et al., S. 77 und demgegenüber GÖBEL (2002), S. 110. 
72  Vgl. zur Definition von Unternehmenskooperationen THEURL (2010), S. 314.  
73  Vgl. PICOT et al. (2005), S. 77 und WOLFF (1994), S. 53 ff. 
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Das sogenannte ‚hidden action‘ Problem liegt vor, wenn Aktivitäten des Prinzipals nicht 

lückenlos beobachtet werden können bzw. wenn die Kosten der Überwachung eine 

solche Kontrolle faktisch unmöglich machen. Ein Beispiel in Verbundgruppen des Han-

dels wäre die Kontrolle, ob sich der Händler an eventuelle Vorgaben der Ausgestaltung 

der Verkaufsfläche hält und eine gewisse Servicestärke jederzeit erreicht wird. Für eine 

vollständige Beobachtung müsste ein Außendienst sehr häufig Besuche durchführen. 

In der Praxis zeigt sich, dass solche Besuche jedoch nur begrenzt durchgeführt werden 

können (z.B. ein bis zwei Besuche pro Jahr). Erschwerend wirkt es sich aus, wenn vom 

Ergebnis nicht auf die Aktivitäten des Mitglieds geschlossen werden kann, weil das Er-

gebnis entweder schwer zu messen ist oder das Ergebnis von anderen Umwelteinflüs-

sen abhängt74 (z.B. eine Baustelle vor der Tür eines Handelsgeschäftes oder eine 

schlechte Gesamtkonjunktur).  

Darüber hinaus können ‚hidden information‘ Probleme vorliegen und Handlungsspiel-

räume für Moral hazard schaffen. Hierbei kann die Verbundgruppenzentrale die Aktivi-

täten des Mitglieds zwar beobachten (z.B. Investitionsvorhaben, der Wechsel des Ma-

nagements, eine veränderte Nachfolgeregelung), aber kann nicht unbedingt abschlie-

ßend beurteilen, wie dies die wirtschaftliche Lage und das Zahlungsausfallrisiko des 

Unternehmens beeinflusst. Die Entscheidung über solche Aktivitäten trifft das Ver-

bundgruppenmitglied aus eigenem Kalkül. Die Interessen der Verbundgruppenzentrale 

werden nicht explizit berücksichtigt. 

Das Verfolgen der eigenen Interessen des Verbundgruppenmitglieds kann zu unzu-

reichenden Datenlieferungen an die Verbundgruppenzentrale führen. Die Verbund-

gruppenmitglieder könnten versuchen Ihre Unternehmensdaten zum eigenen Vorteil 

vor der Zentrale geheim zu halten oder falsche Angaben zu machen. Dies resultiert in 

der eben beschriebenen Nicht-Beobachtbarkeit bzw. Nicht-Beurteilbarkeit der Anstren-

gungen des Agenten. Darüber hinaus kann es zur Nicht-Teilnahme an Schulungen und 

damit zu einer Vernachlässigung von notwendigen Maßnahmen der Mitarbeiterqualifi-

kation oder zur Nicht-Umsetzung von Betriebstypenkonzepten kommen.75  

Um die Probleme des Moral hazard abmildern zu können, bietet sich für den Prinzipal 

die Durchführung eines Monitoring an. Monitoring umfasst alle Aktivitäten, die feststel-

len sollen, ob die andere Partei vereinbarte vertragliche Verpflichtungen einhält bzw. 

erfüllt.76 Monitoring bedeutet nichts anderes als die Beobachtung des Agenten durch 

den Prinzipal.77 Je nachdem, wie die Kooperation vertraglich ausgestaltet ist, umfassen 

die Vereinbarungen und damit auch das Monitoring unterschiedliche Bereiche. In rei-

nen Einkaufskooperationen ergeben sich vermutlich andere Kontrollnotwendigkeiten 

als in Marketingkooperationen oder Informationsverbünden.78 Ein formal implementier-

tes Berichtswesen existiert jedoch lediglich bei knapp der Hälfte der Verbundgruppen. 
                                                  
74  Vgl. GÖBEL (2002), S. 102. 
75  Vgl. MATTMÜLLER (1997), S. 393. 
76  Vgl. RIPPERGER (2003), S. 66 f. 
77  Vgl. GÖBEL (2002), S. 112. 
78  Vgl. EBERTZ (2006), S. 153 ff. 
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Die Kontrolle der Netzwerkpartner ist in Verbundgruppen bisher nur schwach ausge-

prägt bzw. gar nicht vorhanden.79 

Der Agent in Verbundgruppen kann ebenfalls ein Interesse daran haben Transparenz 

über sein Handeln herzustellen. Aktivitäten, diese Transparenz zu schaffen, können als 

Reporting bezeichnet werden.80 80 % der Verbundgruppen sind der Auffassung, dass 

sich wertorientiertes internes Reporting positiv auf den wirtschaftlichen Erfolg des Ge-

samtsystems auswirkt. 81 Das Verbundgruppenmitglied hat aus diesem Grund eine Mo-

tivation mit der Zentrale über die eigene Lage zu kommunizieren und damit Transpa-

renz über sich selbst herzustellen. Diese Bereitschaft der Kommunikation ist maßgeb-

lich für die Möglichkeit für die Zentrale über das Mitglied auf dem Laufenden gehalten 

zu werden. 82  Neben der Bereitschaft ist die Qualität der Kommunikation von Bedeu-

tung, wie gut es der Zentrale gelingt sich über die Handlungen des Mitglieds ein adä-

quates Bild zu machen.  

Im Rahmen der Früherkennungssysteme bzw. des Finanzcontrolling in Verbundgrup-

pen erfolgt eine Bonitätsprüfung der Mitglieder oft nur vor der Aufnahme in die Zentral-

regulierung. Mit dieser Aufnahme geht meist die Übernahme der Delkrederehaftung 

einher. Eine weitere Prüfung findet meist - wenn überhaupt - fallweise statt. Solche 

fallweisen Überprüfungen stoßen auf wenig Verständnis der Mitglieder, da sie der Zent-

rale mangelndes Vertrauen vorwerfen können und den Mehraufwand scheuen.83  Dar-

über hinaus kommt es bei statischen Monitoring-Verfahren immer wieder zu Fehlein-

schätzungen. Demgegenüber bietet eine laufende Überwachung im Rahmen der Zent-

ralregulierung die Möglichkeit Liquiditätsrisiken zu erkennen, indem Zahlungsverhalten 

und Einkaufsvolumina des Mitglieds beobachtet werden.84 Mit zunehmendem Monito-

ring werden vorherrschende Informationsasymmetrien abgebaut. Der Grad an Überwa-

chung und Kontrolle nimmt zu. Trotz der prinzipiellen Vorteilhaftigkeit dieser Aktivitäten 

müssen Kosten des Monitoring berücksichtigt werden.85 

Entstehen wegen technischer Unmöglichkeiten bzw. prohibitiv hoher Kosten Situatio-

nen, in denen Monitoring nicht ausreicht, um Moral hazard Probleme zu lösen, können 

die verbliebenen Risiken durch die Durchführung von Maßnahmen zur Interessenan-

gleichung gemindert werden. Hierbei handelt es sich um explizite vertragliche Anreize, 

wie der Ergebnisbeteiligung der Vertragspartner. Hierbei wird das Ziel verfolg, dass die 

Entlohnung des Agenten mit dem Ergebnis seiner Handlungen verknüpft wird. Externe 

Effekte, die sich auf den Prinzipal auswirken, sollen damit internalisiert werden.  Im Fal-

le der Verbundgruppen erhalten die Verbundgruppenmitglieder beispielsweise Rück-

vergütungen, Bonifikationen oder Provisionen, wenn sie bestimmte Anforderungen er-

                                                  
79  Vgl. AHLERT et al. (2008), S. 16 f. 
80  Vgl. GÖBEL (2002), S. 113. 
81  Vgl. AHLERT et al. (2008), S. 16 f. 
82  Vgl. GÖBEL (2002), S. 113. 
83  Vgl. DANNEMAIER/LINDEBNER (2001), S. 172. 
84  Vgl. DANNEMEIER/LINDEBNER (2001), S. 171 ff. 
85  Vgl. MEYER (2004), S .97. 
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füllt haben.86 Diese können z.B. die Verkaufsaktivitäten der Mitglieder betreffen. Die 

Verkaufsaktivitäten der Mitgliedsbetriebe sind ein Beispiel für eine Aktivität, die nicht 

lückenlos kontrolliert werden kann. Obwohl diese Aktivität sich zu angemessenen Kos-

ten nicht beobachten lässt, ist sie doch über den Umsatz des Mitglieds direkt messbar. 

Dementsprechend würde die Kenntnis der Absatz- bzw. Umsatzzahlen genügen.87 Das 

Anreizsystem könnte dahingehend gestaltet sein, dass sich die Bonifikation des Ver-

bundgruppenmitglieds an diesen Kennzahlen orientiert. Möchte das Verbundgruppen-

mitglied Bonifikation erhalten, sind diese Kennzahlen offen zu legen. Diese Zahlen 

können der Zentrale einiger Verbundgruppen über die Abrechnung im Rahmen der 

Zentralregulierung zur Verfügung stehen.88 Ist eine zentralregulierende Bank für die 

Verbundgruppe tätig, liegen dieser die entsprechenden Informationen vor. Durch eine 

anreizkompatible Gestaltung der Bonifikation in Verbundgruppen kann die Zentrale 

versuchen das Verbundgruppenmitglied gezielt zu beeinflussen. Theoretisch können 

bestehende Mitglieder auch sanktioniert werden, sollten sie negativ von Vereinbarun-

gen abweichen. Diese könnten in Warensicherungsvorbehalten, Ausschlüssen aus der 

Zentralregulierung oder der gesamten Verbundgruppe ausgeartet sein. Hierfür müsste 

genau definiert sein, wie ein ‚Fehlverhalten‘ aussieht. Insbesondere sollten nur Sankti-

onen verhängt werden, wenn das Mitglied zweifelsfrei für das Abweichen von den Soll-

Werten verantwortlich ist. Eventuelle Umwelteinflüsse müssten ausgeschlossen wer-

den können, um die Akzeptanz für Sanktionen zu gewährleisten. Sanktionen scheinen 

in der Praxis wegen mangelnder Akzeptanz nicht sehr weit verbreitet zu sein.89 

Durch Benchmarking in Form von Betriebsvergleichen können die Agentenleistungen 

mit den Leistungen von anderen Agenten mit homogenen Aufgaben und/oder eine 

Agentenleistung im Laufe der Zeit verglichen werden.90 Benchmarking ist Monitoring 

und interessenangleichender Leistungsanreiz zugleich. Es dient der Schaffung von 

systeminternem Wettbewerb und kann verschieden ausgeprägt sein. In Betriebsver-

gleichen können Outlet-Daten der Mitgliedsunternehmen Anreize schaffen gute Per-

formance im Verhältnis zu anderen Mitgliedsunternehmern zu erbringen. Durch offen 

gelegte Daten kann die Zentrale die Performance ihrer Mitglieder kontrollieren. Darüber 

hinaus ist denkbar, dass Vergleichsdaten aus verbundgruppeneigenen Regiebetrieben 

für internes Benchmarking generiert werden und damit im Wettbewerb gegenüber mit-

gliedergeführten Betrieben gestellt werden. Durch ein Ranking der Mitgliedsbetriebe 

können Prämien oder sonstige Vergütungen für erfolgreiche Outlets ausgeschüttet 

werden.91 Über die Betriebsvergleiche kann eine ‚soziale‘ Kontrolle der Mitgliedsbetrie-

be untereinander stattfinden.92 Vor diesem Hintergrund sind neben den Beziehungen 

zwischen Zentrale und Mitgliedern also auch die Beziehungen zwischen den Mitglie-

                                                  
86  Vgl. zur Ausgestaltung von Prämiensystemen in Verbundgruppen MAHR (2005). 
87 Vgl. PICOT/WOLFF (1995), S. 231, die Anreizsysteme in Franchisesystemen untersuchen. 
88  Vgl. DANNEMAIER/LINDEBNER (2001), S. 172. 
89  Vgl. Expertengespräche. 
90  Vgl. GÖBEL (2002), S. 112 und PICOT/WOLFF (1995), S. 231. 
91 Vgl. PICOT/WOLFF (1995), S.232 f. 
92  Vgl. PICOT/WOLFF (1995), S. 232. 
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nen und damit auf Kontrollsysteme verzichten können. Gefördert wird der Aufbau von 

Vertrauen durch Investitionen in den Aufbau von Sozialkapital zwischen Zentralmana-

gern und den Akteuren der Mitgliedsbetriebe und durch gegenseitige Vertrauensvor-

schüsse, die nicht abgesichert werden. Mitglieder können den Aufbau von Vertrauen 

beispielsweise unterstützen indem sie sich kooperativ, glaubwürdig und ehrlich zeigen.  

 

3.3 Hold up 

Das Organisationsproblem des Hold up96 spielt in der Prinzipal-Agenten-Theorie eine 

untergeordnete Rolle. In dieser Problemsituation nutzt der Agent den Prinzipal aus, 

wobei dies durch vorab getätigte spezifische Investitionen ermöglicht wird. Dieses 

Problem der Faktorspezifität spielt insbesondere im Transaktionskostenansatz eine 

bedeutende Rolle. Hohe Spezifität liegt immer dann vor, wenn die Kosten der Verwen-

dung eines Gutes in eine alternative Verwendungsrichtung hoch sind.97 Der Agent kann 

den Prinzipal ausbeuten, wenn dieser nicht problemlos auf andere Vertragspartner 

ausweichen kann.98 Dem Hold up liegt das Informationsproblem unvollständiger bzw. 

nicht-verifizierbarer Verträge zu Grunde.99 Diese Tatsache führt zu Verhaltensspiel-

räumen für die Agenten, die sich nach erfolgtem Vertragsabschluss eröffnen.100  

Die Angst vor einer Ausbeutung durch einen oder mehrere Agenten könnte spezifi-

schen Investitionen in Standort (Nähe zu systemeigenen Produktionsstätten und Lä-

gern, Kundennähe), Sachkapital (Kommunikationssysteme, logistische Einrichtungen, 

Ladeneinrichtung), transaktionsspezifische Erweiterungsinvestitionen (Erweiterung und 

Vergrößerung bestehender Lager- oder Produktionseinrichtungen zur Anpassung an 

den Bedarf eines bestimmten Distributionsmittlers oder Kunden) und Humankapital 

(Vermittlung von Marken- Produkt- und Systemwissen bspw. in Lehrgängen) verhin-

dern. Ferner können Mitglieder Investitionen in das gemeinsame markenspezifische 

Kapital unterlassen, wie zum Beispiel den Aufbau von Produkt- und/oder Servicequali-

tät, die Kunden mit der Verbundgruppenmarke verbinden.101 Insbesondere beim Mar-

ken- und Reputationsaufbau kann es zu Free-Rider Verhalten kommen.102  

Geht man davon aus, dass eine spezifische Investition vorliegt, könnte ein Verbund-

gruppenmitglied einen sogenannten Raubüberfall vornehmen. Die Absichten des Agen-

ten wären vor Tätigung der spezifischen Investition unbekannt (‚hidden intention‘).103 Zu 

                                                  
96  Vgl. WOLFF (1994), S. 71 ff.  
97 Vgl. GÖBEL (2002), S. 139 und PICOT et al. (2005), S. 59. 
98  Vgl. GÖBEL (2002), S. 103.  
99  Vgl. WOLFF (1994), S. 45 ff. und PICOT et al. (2005), S. 77. 
100  Vgl. für ein formales Modell zur Analyse der Hold-up-Problematik GROSSMANN/HART (1986). 
101 Vgl. MANDEWIRTH (1996), S. 94; MATTMÜLLER (1993), S. 393. 
102 Vgl. BRICKLEY et al. (1991), S. 29. Hier werden Agency Probleme in Franchising-Systemen 

untersucht. Ein Vergleich zu Verbundgruppen ist möglich. Franchising-Systeme und Ver-
bundgruppen unterscheiden sich hauptsächlich durch die Weisungs- und Kontrollrechte der 
Zentrale (vgl. zu den Kontrollrechten im Franchising bspw. PICOT/WOLFF (1995), S. 224).  

103  Vgl. GÖBEL (2002), S. 103. 
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haben. Ein Beispiel wäre die schlechte Position des gegen die Verbundgruppe han-

delnden Mitglieds in Erfa-Gruppen, die vom Verbund organisiert werden. Für einen 

Überblick über das Organisationsproblem des Hold up vgl. Tab. 3. 

 

4 Zusammenfassung 

Verbundgruppen stehen im Wettbewerb zu hierarchisch ausgestalteten Filialsystemen 

des Handels. Die verbundgruppentypische Mitgliederautonomie, die homogenen und 

heterogenen Kompetenzen sowie die sich ändernden Rollen in der Zusammenarbeit 

können positiv für die interne Dynamik von Verbundgruppen sein.105 Diese Kooperati-

onsmerkmale  können nur als Vorteile ausgeschöpft werden, wenn es gelingt, die inhä-

renten Gefahren in den Griff zu bekommen. Diese stellen im Extremfall aus der Sicht 

der Mitglieder eine Verselbständigung der Zentrale und aus der Sicht der Zentrale eine 

ausgeprägte Selbständigkeitsattitüde der Mitglieder dar. Vor diesem Hintergrund sind 

Organisationsprobleme zu bewältigen, die sich durch die Prinzipal-Agenten-Theorie 

systematisieren lassen.  

Das vorliegende Arbeitspapier beantwortet die eingangs gestellten Forschungsfragen. 

In bestehenden Verbundgruppen beauftragen die Mitglieder (Prinzipale) die Zentrale 

(Agenten) und übertragen Kompetenzen. Diese Kompetenzen ermöglichen es in der 

Konsequenz der Zentrale (Prinzipal) im Rahmen der eingeräumten Rechte die Mitglie-

der (Agenten) zu beauftragen. In Verbundgruppen haben die Akteure daher in der Re-

gel die Rolle des Prinzipals und die Rolle des Agenten inne. Der Wandel der Zentrale 

vom Agenten zum Prinzipal ist ein Prozess, bei dem die Zentrale die Rolle des Agenten 

auf Grund der verbundgruppenspezifischen Governance nicht gänzlich verliert. Die in 

diesem Arbeitspapier hervorgehobenen zweiseitigen Delegationsbeziehungen zwi-

schen Mitgliedern und Zentralen von Verbundgruppen bestehen fortwährend nebenei-

nander. Die Ausweitung der Kompetenzen der Verbundgruppenzentralen hängt stark 

mit der Entwicklung in Verbundgruppen zu Informationsverbünden und einer immer 

weiter steigenden Leistungstiefe zusammen.  

Es wurde deutlich, dass Informationen in Verbundgruppen unterschiedlich zwischen 

der Zentrale und den Mitgliedern verteilt sind. Es liegen folglich Informationsasymmet-

rien vor. Von diesen Informationsproblemen sind alle  Kooperationspartner betroffen. In 

Verbundgruppen liegen auf Grund der zweiseitigen Delegationsbeziehungen dement-

sprechend doppelseitige Informationsasymmetrien vor, die sich gegenseitig überla-

gern. Neben den Akteuren bestehender Verbundgruppen wurden zudem die Agency-

Beziehung und Informationsasymmetrien zu potentiellen Kooperationspartnern berück-

sichtigt.  

Die beschriebenen Informationsasymmetrien führen in bestehenden Verbundgruppen 

zu Nach-Vertrags-Problemen in Form eines Moral hazard bzw. Hold up. Die Aufnahme 

                                                  
105 Vgl. DAUTZENBERG (1996), S. 27. 
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von außenstehenden Unternehmen in die Verbundgruppe kann im Rahmen von Vor-

Vertrags-Problemen zur adversen Selektion führen.  

Um die Agency-Probleme zu beheben, können drei Arten von Problembewältigungs-

strategien identifiziert werden, die je nach Organisationsproblem und individueller Aus-

gestaltung der Verbundgruppe zum Einsatz kommen und unterschiedlich ausgestaltet 

werden können. Zum ersten kann eine Interessenangleichung dafür Sorge tragen, dass 

die Zielfunktionen der Akteure aneinander angeglichen werden und bestehende Hand-

lungsspielräume vom Agenten wegen gleicher Interessen im Sinne aller beteiligten Ak-

teure ausgestaltet werden. Hier steht die Schaffung von Anreizen zwecks Zielharmoni-

sierung im Vordergrund. Zum zweiten kann eine Reduzierung der Informationsasym-

metrie die Verhaltensspielräume der Akteure reduzieren. Je nach Organisationsprob-

lem kann Signaling/Screening bzw. Monitoring/Reporting zu einem Abbau der Informa-

tionsdefizite führen. Zum dritten kann der Aufbau von Vertrauen dazu beitragen, dass 

trotz verbleibender Informationsasymmetrien Handlungsspielräume nicht opportunis-

tisch ausgenutzt werden.   

Auf diese Arten der Problembewältigung kann Opportunismus zwischen den Akteuren 

der Verbundgruppe, der beim Vorliegen von Informationsasymmetrien durch die Prinzi-

pal-Agenten-Theorie unterstellt wird, verhindert werden und die Wettbewerbsfähigkeit 

gegenüber zentralistisch-hierarchischen Handelssystemen erhalten bleiben. Durch ei-

ne geeignete Institutionalisierung kann es zu einer Beschleunigung des Informations-

austausches und damit einhergehend zu einer Beschleunigung der Entscheidungs- 

und Realisationsprozesse kommen.106 

Weiterer Forschungsbedarf besteht in der empirischen Überprüfung der in diesem Ar-

beitspapier hergeleiteten theoretischen Lösungsmöglichkeiten der Organisationsprob-

leme, die sich in der Praxis von Verbundgruppen ergeben und sich mittels der Prinzi-

pal-Agenten Theorie systematisieren lassen. Hierfür sind die Lösungsansätze, die der-

zeit in Verbundgruppen zum Einsatz kommen sowie das Informationsdefizit zwischen 

Verbundgruppenzentrale und –mitglied zu operationalisieren. Um den Einfluss auf die 

Agency-Kosten ermitteln zu können, ist vor diesem Hintergrund die Wirkung der Maß-

nahmen auf den Erfolg von Verbundgruppen zu berücksichtigen. 

 

 

 

 

 

 

                                                  
106  Vgl. MARKMANN (2002), S. 57. 
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